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Berufungsordnung  
der Internationalen Psychoanalytischen Universität Berlin 

(IPU Berlin) 

Der Akademische Senat der IPU Berlin hat in seiner Sitzung vom 9.12.2022 die folgende Berufungsord-
nung erlassen.  

Sie wurde am 29.12.2022 von der für Hochschulen zuständigen Berliner Senatsverwaltung genehmigt.  

Die Berufungsordnung tritt am 16.2.2023 in Kraft und wird auf www.ipu-berlin.de veröffentlicht. Sie 
ersetzt die bisher geltende Berufungsordnung der IPU Berlin in der Fassung vom 26.3.2021, am 
26.3.2021 von der zuständigen Berliner Senatsverwaltung genehmigt. 
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I. Präambel 
Das Berufungsverfahren stellt eines der zentralen hochschulinternen Steuerungsinstrumente für die 
Qualitätssicherung in Forschung und Lehre sowie für die Hochschulentwicklung dar. Die Berufung von 
in Forschung und Lehre exzellenten Professorinnen/Professoren1 bestimmt wesentlich die Profilbil-
dung der Universität. Richtlinie für alle Schritte im Berufungsverfahren ist eine transparente, zügige 
und wertschätzende Durchführung. 

 

1 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit im Deutschen wird jeweils nur die weibliche und männliche oder – be-
vorzugt – eine neutrale Form verwendet. Stets sind damit alle Menschen jeder Geschlechtsidentität innerhalb 
und außerhalb dieser Rahmung gemeint. 

http://www.ipu-berlin.de/
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II. Grundsätze 

§1 
Anwendungsbereich 

Diese Ordnung regelt auf Grundlage der für staatlich anerkannte Hochschulen geltenden Paragraphen 
des Gesetzes über die Berliner Hochschulen (BerlHG) in der jeweils geltenden Fassung in Verbindung 
mit der Grundordnung der IPU Berlin das Verfahren zur Besetzung von Professuren sowie Juniorpro-
fessuren (Berufungsverfahren) an der IPU Berlin. 

§ 2 
Professuren und Juniorprofessuren 

(1) Professuren im Sinne dieser Ordnung sind Anstellungen als Professorin oder Professor der IPU 
Berlin mit einer Denomination.  

(2) Denominationen für neu einzurichtende, zu ändernde oder freiwerdende Professuren werden 
von der Präsidentin bzw. vom Präsidenten im Rahmen des Struktur- und Entwicklungsplans der 
Universität im Einvernehmen mit dem Akademischen Senat und dem Aufsichtsrat festgelegt. Freie 
oder freiwerdende Professuren, deren Einrichtung vom Aufsichtsrat genehmigt wurde, werden 
von der Präsidentin oder vom Präsidenten mit Zustimmung des Akademischen Senats öffentlich 
mit einer in der Regel vierwöchigen Bewerbungsfrist ausgeschrieben.  

(3) Als Professorin/Professor bzw. Juniorprofessorin/-professor kann berufen werden, wer die ent-
sprechenden hochschulrechtlichen Einstellungsvoraussetzungen nach dem Berliner Hochschulge-
setz erfüllt.  

(4) Juniorprofessuren im Sinne dieser Ordnung sind auf drei Jahre und um weitere drei Jahre verlän-
gerbare, befristete Anstellungen mit dem Ziel und Zweck der Erreichung einer habilitationsäqui-
valenten Qualifikation. Juniorprofessuren werden von der Präsidentin oder vom Präsidenten im 
Rahmen des Struktur- und Entwicklungsplans der Universität im Einvernehmen mit dem Akade-
mischen Senat und dem Aufsichtsrat festgelegt. Die Verlängerung muss durch ein positives Evalu-
ationsgutachten zweier externer Hochschullehrerinnen bzw. -lehrer begründet werden. Vor Ab-
lauf der Juniorprofessur soll ein weiteres externes Evaluationsgutachten durch eine externe Hoch-
schullehrerin bzw. einen externen Hochschullehrer erstellt werden, welches das Habilitations-
äquivalent begutachtet. Für die Bewährungsfeststellung wird vom Akademischen Senat eine Eva-
luationskommission, bestehend aus drei Professorinnen bzw. Professoren, einer wissenschaftli-
chen Mitarbeiterin bzw. einem wissenschaftlichen Mitarbeiter sowie einer bzw. einem Studieren-
den eingesetzt. 

(5) Als Juniorprofessorin bzw. -professor kann berufen werden, wer hervorragende wissenschaftliche 
Leistungen, insbesondere im Rahmen der Promotion, nachweisen kann und eine Qualifikations-
perspektive in Übereinstimmung mit dem Profil der IPU Berlin erkennen lässt.  
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§ 3 
Verfahrensbedingungen 

(1) Über das gesamte Verfahren sind die folgenden Bedingungen zu wahren: 

a) Alle am Berufungsverfahren Beteiligten sind zur Verschwiegenheit über Angelegenheiten ver-
pflichtet, die ihnen im Rahmen des Verfahrens bekannt geworden sind. 

b) Bewerbungsunterlagen sowie personenbezogene Daten sind entsprechend DSGVO vertraulich 
zu behandeln. Sie dürfen über den Kreis der stimmberechtigten Mitglieder des Akademischen 
Senats und der Berufungskommission hinaus nur Mitarbeiterinnen bzw. Mitarbeitern der IPU-
Verwaltung zugänglich gemacht werden, die die Arbeit der Berufungskommission administra-
tiv unterstützen. Diese Verwaltungsmitarbeiterinnen bzw. -mitarbeiter unterliegen im Rah-
men ihrer Arbeitsverträge ebenfalls den Datenschutzvorschriften. Die Bewerbungsunterlagen 
dürfen Dritten nicht zugänglich gemacht werden. 

c) Personen, bei denen Besorgnis der Befangenheit besteht, dürfen in den Auswahlprozess nicht 
einbezogen werden. Mitglieder der Berufungskommission sind verpflichtet, mögliche Befan-
genheiten in der Kommission unverzüglich bekannt zu geben. Ein befangenes Mitglied ist von 
der Mitarbeit in der Kommission freizustellen und wird durch ein ersatzweise bestelltes Mit-
glied ersetzt. Dabei wird zwischen solchen Anhaltspunkten für Befangenheit unterschieden, 
die automatisch zum Ausschluss von der weiteren Kommissionsarbeit führen und solchen, die 
eine schriftlich zu begründende Einzelfallentscheidung der Kommission erforderlich machen. 

(2) Trifft eines der folgenden Kriterien für mögliche Befangenheit zu, so muss das betroffene Mitglied 
die Mitarbeit in der Berufungskommission beenden: 

a) Verwandtschaft ersten oder zweiten Grades, Ehe, Lebenspartnerschaft, eheähnliche Gemein-
schaft, 

b) eigene wirtschaftliche Interessen oder solche von Personen nach Buchstabe a) an einer Beru-
fung, 

c) dienstliche Abhängigkeit oder Betreuungsverhältnis (z. B. Lehrenden-Schülerinnen/Schü-
lerverhältnis bis einschließlich der Postdoc-Phase) innerhalb der letzten sechs Jahre. 

(3) Einzelfallentscheidung: In den folgenden Konstellationen hat die Kommission über die weitere 
Beteiligung des betroffenen Mitglieds am Verfahren zu entscheiden: 

a) enge wissenschaftliche Kooperation, z. B. Durchführung gemeinsamer Projekte bzw. gemein-
samer Publikationen innerhalb der letzten drei Jahre, 

b) Verwandtschaftsverhältnisse, die nicht unter Absatz 2 Buchstabe a) fallen, andere persönliche 
Bindungen oder Konflikte, 

c) Lehrenden-Schülerinnen/Schülerverhältnis, das sechs Jahre oder länger zurückliegt, 

d) Beteiligung einer Bewerberin bzw. eines Bewerbers an laufenden oder innerhalb der letzten 
12 Monate abgeschlossenen Berufungsverfahren eines Kommissionsmitglieds, 

e) wissenschaftliches Konkurrenzverhältnis oder gemeinsame, auch wirtschaftliche, Interessen, 
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f) wissenschaftliche Kooperation mit einer Bewerberin oder einem Bewerber, die mehr als drei 
Jahre zurückliegt, 

g) Beteiligung an gegenseitigen Begutachtungen innerhalb der letzten 12 Monate. 

(4) Sofern ein potentielles Kommissionsmitglied nach einem der im Absatz 2 („Beendigung der Mit-
arbeit in der Kommission“) genannten Kriterien als befangen gelten muss, ist es von der weiteren 
Mitarbeit in der Kommission unverzüglich freizustellen. Der Kommissionsvorsitzende teilt dies der 
Präsidentin bzw. dem Präsidenten mit, diese bzw. dieser beauftragt den Akademischen Senat, 
eine Nachfolgerin bzw. einen Nachfolger zu benennen. Ebenso kann ein potentielles Mitglied der 
Kommission auch im Vorfeld der Konstituierung der Kommission den Akademischen Senat darum 
bitten, nicht für die Arbeit in der Kommission berücksichtigt zu werden, sofern ein Kriterium zum 
Ausschluss vorliegt.  

(5) Bestehen lediglich Anhaltspunkte für eine mögliche Besorgnis der Befangenheit im Sinne des Ab-
satzes 3 („Einzelfallentscheidung“), muss dies in der Berufungskommission ermittelt und dann un-
ter Ausschluss des betreffenden Mitglieds diskutiert werden. Am Ende dieser Diskussion wird ge-
heim darüber abgestimmt, ob das betreffende Mitglied von der weiteren Arbeit in der Berufungs-
kommission ausgenommen werden soll. Verlauf und Ergebnis dieser Erörterung sind im Sitzungs-
protokoll und im späteren Bericht der Berufungskommission festzuhalten. Dabei ist es notwendig, 
in der Dokumentation des Berufungsprozesses die einzelnen Schritte dieses Vorgangs inklusive 
der Gründe für eine Besorgnis der Befangenheit sowie das Abstimmungsergebnis festzuhalten, 
wobei deutlich zu machen ist, dass das betreffende Mitglied keinen Einfluss auf die Entscheidung 
der Kommission hatte. Stellt ein Mitglied der Berufungskommission trotz dieser Vorabversiche-
rung während des Verfahrens fest, dass es als befangen gelten kann, teilt es dies schriftlich der 
Vorsitzenden bzw. dem Vorsitzenden der Berufungskommission mit, die bzw. der dann den oben 
beschriebenen Schritten folgt, um eine Nachfolgerin oder einen Nachfolger zu finden. Das Beru-
fungsverfahren ist in allen Phasen sorgfältig zu dokumentieren. 

III. Auswahlverfahren 

§ 4  
Zusammensetzung der Berufungskommission 

(1) Für die Berufung von Professorinnen, Professoren, Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
wird durch den Akademischen Senat jeweils eine Berufungskommission gebildet. Dieser gehören 
mit Stimmrecht an: 

a) mindestens drei Professorinnen bzw. Professoren, wovon eine bzw. einer als externes Mitglied 
der Berufungskommission einer anderen Universität angehört, 

b) eine wissenschaftliche Mitarbeiterin bzw. ein wissenschaftlicher Mitarbeiter, 

c) jeweils eine Studierende bzw. ein Studierender der Bachelor-Studiengänge und der Master-
studiengänge, welche sich eine Stimme teilen. 
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(2) Die oder der Diversity-Beauftragte der IPU Berlin bzw. deren Stellvertretung nimmt ohne Stimm-
recht, aber mit Antrags- und Rederecht und dem Recht einer gesonderten Stellungnahme an den 
Sitzungen der Berufungskommission teil. 

(3) Aus wichtigem Grund kann ein Mitglied aus der Kommission im laufenden Verfahren ausscheiden. 
Die entsprechende Statusgruppe benennt im Zuge der Bestellung der Berufskommission vorsorg-
lich Stellvertreterinnen bzw. Stellvertreter. Das ausscheidende Mitglied sorgt für eine qualifizierte 
Übergabe der Informationen zum Stand des Verfahrens an das neue Mitglied. 

(4) Zur Teilnahme an den Sitzungen der Berufungskommission sind ohne Stimmrecht die Präsidentin 
bzw. der Präsident und die Vizepräsidentin bzw. der Vizepräsident, eine nicht-wissenschaftliche 
Mitarbeiterin bzw. ein nicht-wissenschaftlicher Mitarbeiter sowie die stimmberechtigten Mitglie-
der des Akademischen Senats berechtigt. 

§ 5 
Ausschreibung 

(1) Die Universitätsleitung legt dem Akademischen Senat eine Beschlussvorlage für den Ausschrei-
bungstext vor, der vor Veröffentlichung mit der Berufungskommission, deren Zusammensetzung 
in derselben Sitzung beschlossen wird, abgestimmt wird. Ergeben sich dabei lediglich redaktio-
nelle Änderungen, gilt der Ausschreibungstext als beschlossen, andernfalls verabschiedet der Aka-
demische Senat ihn in der darauffolgenden Sitzung. 

(2) Der Ausschreibungstext soll mindestens folgende Angaben enthalten: 

a) Denomination, 

b) Aufgabenbereich, notwendige und wünschenswerte Anforderungen an die Kandidatinnen und 
Kandidaten, 

c) Zeitpunkt der Besetzung, 

d) Hinweis auf die einzureichenden Unterlagen, 

e) Angabe, dass die Bewerbung an die Kanzlerin oder den Kanzler der IPU Berlin zu richten ist, 

f) Bewerbungsfrist mit Datumsangabe, 

g) Hinweis auf das Diversity -Konzept der IPU Berlin, 

h) ggf. Hinweis auf die Möglichkeit einer Teilzeitprofessur mit mindestens 50 % eines Voll-
zeitäquivalents, wenn dies aufgrund einer Verbindung zur beruflichen Praxis mit Bezug zur De-
nomination zweckmäßig erscheint. 

(3) Die Universitätsleitung schreibt die Professur bzw. Juniorprofessur öffentlich mit einer in der Re-
gel vierwöchigen Bewerbungsfrist in geeigneten Medien aus.  
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§ 6 
Verfahren der Berufungskommission 

(1) Die Berufungskommission wählt eine bzw. einen der ihr angehörenden Professorinnen und Pro-
fessoren der IPU Berlin zu ihrer bzw. ihrem Vorsitzenden. Dieser bzw. diesem obliegt die Feder-
führung. 

(2) Die Berufungskommission prüft nach Eingang der Bewerbungsunterlagen zunächst die Besorgnis 
der Befangenheit für alle beteiligten Kommissionsmitglieder (vgl. §3 Absatz 3).  

(3) Die Berufungskommission sichtet die Bewerbungsunterlagen und lädt geeignete Bewerberinnen 
und Bewerber zu einem Vorstellungstermin ein. Sie priorisiert die eingegangenen Bewerbungen 
und wählt einzuladende Bewerberinnen und Bewerber aus nach den Kriterien der  

a) wissenschaftlichen Qualifikation, 

b) fachbezogenen Qualifikation in der Praxis je nach Aufgabenbereich der Stelle (z. B. klinische 
Erfahrung, Publikationen, Forschungsprojekte, Drittmittel), 

c) Passung zum Anforderungsprofil und zum Profil der IPU Berlin, 

d) didaktischen Eignung inklusive der geforderten Lehrsprachen, 

e) Erfahrungen in der Forschungs- und Lehrorganisation sowie in der Selbstverwaltung. 

(4) Jede eingeladene Bewerberin bzw. jeder eingeladene Bewerber hält einen hochschulöffentlichen 
Vortrag mit anschließender Diskussion. Die Berufungskommission setzt darüber hinaus entweder 
eine Lehrprobe oder ein gesondertes Gespräch mit den Studierenden an. Anschließend wird in 
nicht-öffentlicher Sitzung mit jeder eingeladenen Bewerberin bzw. jedem eingeladenen Bewerber 
ein Vorstellungsgespräch geführt. 

(5) Im Anschluss an das Vorstellungsgespräch tagt die Berufungskommission unter Ausschluss der 
Bewerberin bzw. des Bewerbers; dabei werden der hochschulöffentliche Vortrag und das Vorstel-
lungsgespräch nach den unter Absatz 3, Buchstaben a) bis e) genannten Kriterien evaluiert. Die 
studentischen Vertreterinnen und Vertreter in der Berufungskommission sollen dabei aus Sicht 
der Studierenden zur didaktischen Qualität des Vortrags und ggf. der Lehrprobe Stellung nehmen. 
Das Ergebnis wird im Sitzungsprotokoll dokumentiert. 

(6) Die Berufungskommission erstellt aufgrund der schriftlichen Bewerbungen, der Probevorträge 
und der Vorstellungsgespräche einen Berufungsvorschlag.  

(7) Der Berufungsvorschlag soll eine Liste von drei Bewerberinnen bzw. Bewerbern enthalten, sofern 
nicht sachliche Gründe für die Aufnahme von weniger oder mehr Bewerberinnen bzw. Bewerbern 
sprechen. Dabei stimmt die Kommission über die Aufnahme einer jeden Bewerberin/eines jeden 
Bewerbers in den Berufungsvorschlag ab. Die Berufungsliste und insbesondere Vorschläge zur 
Rangfolge sind im Hinblick auf die zu erfüllenden Lehr- und Forschungsaufgaben eingehend zu 
begründen.  

(8) Es sind zwei vergleichende Gutachten auswärtiger Gutachterinnen bzw. Gutachter einzuholen, 
die von der Berufungskommission angefordert werden. Bei den Anfragen an potenzielle externe 
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Gutachterinnen bzw. Gutachter ist mit diesen ebenfalls die Besorgnis der Befangenheit zu erör-
tern.  

(9) Nach Eingang der vergleichenden Gutachten beschließt die Berufungskommission endgültig über 
den Berufungsvorschlag und die Rangfolge der darauf verzeichneten Bewerberinnen bzw. Bewer-
ber. 

(10) Jedem stimmberechtigten Mitglied der Berufungskommission steht das Recht auf ein begründe-
tes Minderheitsvotum zu, welches zusammen mit dem Berufungsvorschlag dem Akademischen 
Senat vorzulegen ist. 

(11) Der Berufungsvorschlag soll spätestens sechs Monate nach Ablauf der Bewerbungsfrist dem Aka-
demischen Senat vorgelegt werden. 

§ 7  
Verfahren des Akademischen Senats 

(1) Der Akademische Senat kann den Berufungsvorschlag  

a) wie von der Berufungskommission vorgelegt beschließen, 

b) mit einer substanziellen fachwissenschaftlichen Begründung die Reihenfolge verändern, 

c) zur erneuten Beratung an die Berufungskommission zurückverweisen, oder 

d) der Akademische Senat kann der Präsidentin bzw. dem Präsidenten den Abbruch des Beru-
fungsverfahrens empfehlen, wenn entsprechende sachliche Gründe dafür vorliegen. 

(2) Entscheidungen über den Berufungsvorschlag bedürfen neben der Mehrheit der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder des Akademischen Senats auch der Mehrheit der Stimmen der an-
wesenden Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer. Das Abstimmungsergebnis ist im Protokoll 
festzuhalten; dabei ist die Anzahl der Stimmen der professoralen Senatsmitglieder gesondert aus-
zuweisen. 

(3) Jedem stimmberechtigten Mitglied des Akademischen Senats steht das Recht auf ein begründetes 
Minderheitsvotum zu, welches zusammen mit dem Berufungsvorschlag der Präsidentin bzw. dem 
Präsidenten und der für Hochschulen zuständigen Berliner Senatsverwaltung vorzulegen ist. 

§ 8  
Verfahren der Universitätsleitung 

(1) Nach Verabschiedung der Berufungsliste durch den Akademischen Senat holt die Präsidentin bzw. 
der Präsident unter Vorlage des Berufungsvorschlags und ggf. der Minderheitsvoten die Zustim-
mung der für Hochschulen zuständigen Berliner Senatsverwaltung zur Ruferteilung ein.  

(2) Nach der Zustimmung der für Hochschulen zuständigen Berliner Senatsverwaltung führt die Prä-
sidentin bzw. der Präsident die Berufungsverhandlungen mit der zu berufenden Professorin bzw. 
dem zu berufenden Professor und spricht nach deren Abschluss die Berufung aus.  

(3) Unmittelbar nach Annahme des Rufes sind alle Bewerberinnen und Bewerber, die nicht berück-
sichtigt worden sind, über die bevorstehende Anstellung der bzw. des Berufenen zu informieren. 


